Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister,

sehr geehrte Stadtratskolleginnen und –kollegen,

liebe Gäste,

Seitens des Stadtrates und der Stadtverwaltung wird der vorliegende vorhabenbezogene B-Plan nun schon in der 3. Legislatur des Stadtrates begleitet. Es war eine Zeit des Ringens um Größenordnungen, Umgang mit den Baudenkmalen, Wirkung als Magnet, Gestaltung der Fassade, Parkplätze und deren Mitnutzung durch die MUKO usw. All dies geschah mit Blick auf den dringenden Wunsch vor Ort, seitens der Händlerschaft, den Lindauer Markt stärker zu einem Zentrum auszuformen und eine Antwort auf die Entwicklung auf der Grünen Wiese zu geben. Das Ergebnis des Ringens ist die zur Auslegung gekommene Planung. Mit Sicherheit haben sich viele von uns eine kleinere Dimensionierung vorgestellt, doch einen klassischen Discounter wollten wir am Ende auch nicht. Daraus ergibt sich auch die Abwägung der entsprechenden Einlassungen der Kammern durch die Stadtverwaltung. 
 
Es gibt auch aus unserer Sicht noch Klärungsbedarf zu Verkehrsanbindung, Umgang mit Nachbargrundstücken, Fassadengestaltung. Dennoch gibt es aus Sicht der CDU-Fraktion mehrheitlich keinen Grund, das Projekt generell, zu diesem fortgeschrittenen Planungsstand, abzulehnen. Es darf kein Grund sein, dass die jetzigen Akteure gegen das Zentrum bisher annahmen, dass es wohl nicht kommen wird, da man nichts mehr davon hört, und sich darum nicht aktiv an der damaligen Auslegung beteiligten. Dies ist unlauter. Mit dem vorliegenden Planungsstand haben wir einen Vertrauenstatbestand geschaffen, auf dessen Basis der Investor und der Projektentwickler die erforderlichen Verträge, Sicherungsleistungen und Grundstückskäufe getätigt haben. Dem Projektentwickler werfe ich persönlich aber vor, dass er in den letzten Jahren nicht die Öffentlichkeit und die Multiplikatoren stetig über den Verfahrensstand informiert hat.

 
Die Kritiker des Projektes werfen uns Stadträten nun vor, dass wir mit dem Lindenauer Markt anders umgehen als mit einem Projekt in der Scheffelstraße in Connewitz. Doch die Situation ist eben nicht vergleichbar. Dort haben fast alle Akteure zu einem frühen Zeitpunkt gesagt, dass man ein Einkaufszentrum nicht haben will. Der Eigentümer der Fläche kann hier zu keinem späteren Zeitpunkt darauf bauen, dass es je andere Signale als Ablehnende gegeben hat.
 
Noch kurz ein Wort zur Umweltverträglichkeit und zur Entwicklung im Stadtteil:
Durch entsprechende Verkehrsführung ist der Standort vorrangig für Bewohner des Stadtteils und Nutzer des ÖPNV interessant zu machen, um so die Idee zu stärken, dass man eben nicht mehr in jedem Fall, auf die grüne Wiese von Lindenau weg oder durch Lindenau hindurch fahren muss. Mit Interesse und Freude verfolge gerade ich die bunte Durchmischung Lindenaus mit jungen und kreativen Familien, doch bitte vergessen Sie nicht, dass auch dieser Stadtteil vor dem demografischen Wandel nicht geschützt ist. Auch den weniger mobilen Senioren, muss die Möglichkeit gegeben werden, sich in der Nähe vollständig zu versorgen.
Ja ich könnte mir kreativere Einkaufskonzepte für Lindenau (im Wechselspiel mit Plagwitz) vorstellen. Doch diese Diskussion hätte zu einem viel früheren Zeitpunkt geführt werden müssen. Doch damals tat sich keine Alternative auf. Der Schaden, der aus einer Ablehnung der nun vorliegenden Planung erwächst, liegt dann nicht nur in Schadenersatzzahlungen sondern auch in einem Imageverlust im Umgang mit Investoren. 
 
Es ist an uns und den Akteuren vor Ort die zahlreich verbliebenen Potenziale im Stadtteil mit dem neuen Eeinkaufszentrum gemeinsam zu entwickeln. Dazu gehört es auch, dass Projekte wie das Gesundheitszentrum im Westbad, die mit Fördermitteln umfangreich unterstützt wurden, mit Hilfe des neuen Magneten am Lindenauer Markt die erhoffte Nutzung erfahren. 
Zur weiteren Optimierung des Projektes hat die CDU-Fraktion, nach umfänglicher Diskussion mit dem Vorhabenträger, folgende Punkte zum Antrag gestellt: Eine optische Gliederung der Fassade entlang der Henricistraße und die Vermeidung von Schleichverkehr Richtung Lindenauer Markt durch das Abpollern der Henricistraße. Darüber hinaus haben wir Wege eröffnet, um das Gespräch des Vorhabensträgers mit betroffenen Anliegern für einen künftigen Lastenausgleich zu ermöglichen.

Eins zeigt das Projekt aber auch, dass die Formen der Bürgerbeteiligung von der laufenden Information bis zur Einbindung von Bürgerexperten in die Entscheidungsfindung in Leipzig immer noch nicht ausgereift, transparent und verlässlich genug sind. Es darf nicht passieren, dass Projekte, von denen man eine gewisse räumliche und wirtschaftliche Wirkung erwartet, kommunikativ so in Vergessenheit geraden und damit die inhaltliche  Bindung zu den Betroffenen und teilweise auch zu den Entscheidern verloren geht. 
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